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(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die 
Sicherheit von Menschenleben oder eines Schiffes oder Luft­
fahrzeugs auf See durch die völlige Zerstörung oder den 
totalen Verlust des Schiffes oder Luftfahrzeugs bedroht ist, 
oder in Fällen, die eine Gefahr für Menschenleben darstellen, 
wenn das Einbringen die einzige Möglichkeit zur Abwendung 
der Bedrohung zu sein scheint und wenn der aus dem Ein­
bringen entstehende Schaden aller Wahrscheinlichkeit nach 
geringer ist als der Schaden, der sonst eintreten würde. Die­
ses Einbringen ist so durchzuführen, daß das Risiko der 
Schädigung von Menschenleben oder der Tier- und Pflanzen­
welt des Meeres möglichst gering gehalten wird.

(5) Ein nach Absatz 4 erfolgtes Einbringen ist nach Maß­
gabe der Anlage VI zu melden und zu behandeln; es ist ferner 
umgehend der in Artikel 12 genannten Kommission nach Maß­
gabe der Regel 4 der Anlage V zu melden.

(6) Besteht der Verdacht, daß ein Einbringen entgegen die­
sem Artikel stattgefunden hat, so arbeiten die Vertragspar­
teien bei der Untersuchung der Angelegenheit nach Maßgabe 
der Regel 2 der Anlage IV zusammen.

А r t i к e 1 10
Erforschung und Ausbeutung des Meeresgrunds 

und des Meeresuntergrunds
Jede Vertragspartei trifft alle geeigneten Maßnahmen, um 

eine Verschmutzung der Meeresumwelt des Ostseegebiets 
durch die Erforschung oder Ausbeutung ihres Teiles des Mee­
resgrunds und des Meeresuntergrunds oder durch damit zu­
sammenhängende Tätigkeiten zu verhüten. Sie stellt ferner 
sicher, daß geeignete Ausrüstung vorhanden ist, um die 
sofortige Bekämpfung der Verschmutzung in diesem Gebiet 
einzuleiten.

A r t i k e l  1 1
Zusammenarbeit 

bei der Bekämpfung der Meeresverscbmutzung
Die Vertragsparteien treffen nach Maßgabe der Anlage VI 

Maßnahmen und arbeiten zusammen, um die Verschmutzung 
des Ostseegebiets durch öl oder sonstige Schadstoffe zu besei­
tigen oder auf ein Mindestmaß zu beschränken.

A r t i k e l  1 2  

Institutioneller und organisatorischer Rahmen
(1) Für die Zwecke dieser Konvention wird hiermit die — 

im folgenden als „Kommission“ bezeichnete — Kommission 
zum Schutz der Meeresumwelt der Ostsee gebildet.

(2) Den Vorsitz in der Kommission nehmen die Vertrags­
parteien abwechselnd in alphabetischer Reihenfolge der Staa­
tennamen in englischer Sprache wahr.

Der Vorsitzende nimmt sein Amt während eines Zeit­
abschnitts von zwei Jahren wahr; während dieser Zeit kann 
er seinen Staat nicht in der Kommission vertreten.

Ist das Amt des Vorsitzenden unbesetzt, so benennt die 
Vertragspartei, die den Vorsitz in der Kommission wahr­
nimmt, einen Nachfolger, der im Amt bleibt, solange diese 
Vertragspartei den Vorsitz führt.

(3) Die Kommission tritt nach Einberufung durch den Vor­
sitzenden mindestens einmal jährlich zu einer Sitzung zusam­
men. Auf Antrag einer Vertragspartei, der von einer anderen 
Vertragspartei unterstützt werden muß, beruft der Vorsit­
zende so bald wie möglich eine außerordentliche Sitzung ein, 
deren Zeitpunkt und Ort er bestimmt, jedoch nicht später als 
neunzig Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag gestellt 
wurde.

(4) Die erste Sitzung der Kommission wird von der Deposi­
tarregierung einberufen und findet innerhalb von neunzig 
Tagen nach Inkrafttreten dieser Konvention statt.

(5) Jede Vertragspartei hat in der Kommission eine Stimme. 
Sofern in dieser Konvention nichts anderes bestimmt ist, 
faßt die Kommission ihre Beschlüsse einstimmig.

A r t i k e l  13 
Aufgaben der Kommission

Die Kommission hat die Aufgabe,
a) die Durchführung dieser Konvention ständig zu beob­

achten;
b) Maßnahmen zu empfehlen, die mit den Zielen dieser 

Konvention Zusammenhängen;
c) den Inhalt dieser Konvention einschließlich ihrer An­

lagen auf dem laufenden zu halten und den Vertrags­
parteien alle etwa erforderlichen Änderungen der Kon­
vention und ihrer Anlagen, einschließlich von Änderun­
gen der Listen von Stoffen und Gegenständen, sowie die 
Annahme neuer Anlagen zu empfehlen;

d) Grundsätze für die Überwachung der Verschmutzung, 
Ziele für die Verringerung der Verschmutzung sowie 
Ziele in bezug auf Maßnahmen festzulegen, die insbeson­
dere nach Anlage III zu treffen sind;

e) in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen staat­
lichen Stellen unter Berücksichtigung des Buchstabens f 
zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der Meeresumwelt 
des Ostseegebiets zu fördern und zu diesem Zweck
i) einschlägige wissenschaftliche, technische und stati­

stische Informationen aus verfügbaren Quellen ent­
gegenzunehmen, auszuwerten, zusammenzufassen und 
zu verbreiten und 

ii) die wissenschaftliche und technische Forschung zu 
fördern;

f) gegebenenfalls die Mitarbeit geeigneter regionaler und 
sonstiger internationaler Organisationen bei der wissen­
schaftlichen und technischen Forschung sowie bei son­
stigen einschlägigen, mit den Zielen dieser Konvention 
zusammenhängenden Tätigkeiten herbeizuführen;

g) alle sonstigen nach dieser Konvention etwa erforder­
lichen Aufgaben zu übernehmen.

A r t i k e l  14 
Verwaltungsbestimmungen für die Kommission

(1) Die Arbeitssprache der Kommission ist Englisch.
(2) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung.
(3) Das Büro der Kommission — im folgenden als „Sekre­

tariat“ bezeichnet — befindet sich in Helsinki.
(4) Die Kommission ernennt einen Exekutivsekretär und 

trifft Vorkehrungen für die Einstellung des übrigen etwa er­
forderlichen Personals; sie legt die Aufgaben und Arbeits­
bedingungen des Exekutivsekretärs fest.

(5) Der Exekutivsekretär ist der Leiter der Verwaltung der 
Kommission; er nimmt die für die Anwendung dieser Kon­
vention erforderlichen Verwaltungsaufgaben sowie die für die 
Arbeit der Kommission erforderlichen Aufgaben und sonstige 
ihm durch die Kommission und deren Geschäftsordnung über­
tragene Aufgaben wahr.

A r t i k e l  15 
Finanzielle Bestimmungen für die Kommission

(1) Die Kommission gibt sich eine Finanzordnung.
(2) Die Kommission nimmt einen Haushaltsplan der vor­

gesehenen Ausgaben für ein oder zwei Jahre und einen Haus­
haltsvoranschlag für die darauffolgende Haushaltsperiode an.

(3) Sofern die Kommission nicht einstimmig etwas anderes 
beschließt, tragen die Vertragsparteien zu gleichen Teilen die 
Gesamtsumme des Haushalts, einschließlich aller etwa von der 
Kommission angenommenen zusätzlichen Haushalte.

(4) Jede Vertragspartei trägt die Ausgaben, die durch Mit­
wirkung ihrer Vertreter, Sachverständigen und Berater in der 
Kommission entstehen.


